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Es gilt das gesprochene Wort 
 

 Anrede! 

 

Unser Rechtsstaat steht vor gewaltigen 

Herausforderungen.  

 

Der internationale Terrorismus ist mit den 

furchtbaren Anschlägen in Würzburg, Ansbach 

und hier in Berlin endgültig bei uns 

angekommen. 

 

Wir beobachten ein erschreckendes Erstarken 

des Extremismus.  
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Das Sicherheitsgefühl der Menschen wird von 

Wohnungseinbruchsdiebstählen massiv 

beeinträchtigt - bei denen die 

Aufklärungsquote relativ gering ist.  

 

Neue Kriminalitätsformen z.B. im Internet 

fordern uns heraus. 

 

Straftäter nutzen zunehmend die neuen 

digitalen Kommunikationswege für anonyme 

Kontakte. 
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Anrede! 

 

Wir dürfen nicht hinnehmen, dass auch 

schwerste Straftaten folgenlos bleiben und die 

Täter davonkommen - nur weil unsere 

Staatsanwälte vom Gesetzgeber nicht die 

notwendigen strafprozessualen Werkzeuge 

an die Hand bekommen.  

 

Genau darum geht es in unserem bayerischen 

Entschließungsantrag!  

 

Der Bund muss endlich handeln!  

 

Wir haben schon viel zu viel Zeit verloren! 
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 Zum einen: Die Verkehrsdatenspeicherung 

bzw. -erhebung ist für unsere 

Strafverfolgungsbehörden ein unverzichtbares 

Ermittlungsinstrument, um Gehilfen, 

Unterstützer oder Hintermänner eines Täters zu 

ermitteln. Wir müssen sie endlich auch 

praxisgerecht ausgestalten! 

 

Das Zeitalter von Festnetztelefon und 

Briefmarke haben wir lange hinter uns 

gelassen. Deshalb müssen wir endlich auch die 

Anbieter von E-Mail- und Messenger-

Diensten und die Sozialen Medien zur 

Speicherung der Verkehrsdaten verpflichten!  
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Und wir brauchen eine Verlängerung der 

Speicherfrist auf sechs Monate, um gerade bei 

der Verfolgung von Extremismus und 

Terrorismus an Hintermänner und Netzwerke 

heranzukommen. 

 

 Zudem: Wie soll man eigentlich den Menschen 

erklären, dass bei Terrorismusfinanzierung zwar 

eine akustische Wohnraumüberwachung 

möglich ist; dass aber das Gesetz es unseren 

Staatsanwälten nicht erlaubt, Verkehrsdaten 

zu erheben - also nur, wer wann mit wem 

kommuniziert hat? Hier müssen wir den 

Straftatenkatalog erweitern. 
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 Die digitale und immer öfter verschlüsselte 

Kommunikation über WhatsApp, Skype & Co. 

gehört für uns heute zum Alltag. Daher ist es 

unerträglich, dass unsere Strafverfolger auf 

diesem Ohr auch bei schwersten Straftaten 

"taub" sind. Wir müssen endlich die 

Voraussetzungen für die sogenannte Quellen-

TKÜ schaffen! 

 

 Wir müssen den Straftätern von heute, die ihr 

Unwesen immer mehr in der virtuellen Welt 

treiben, endlich auch technisch auf Augenhöhe 

begegnen! Daher brauchen unsere 

Strafverfolger auch hier effektive Werkzeuge - 

insbesondere die Möglichkeiten der Online-

Durchsuchung und des verdeckten Zugriffs auf 

bei Cloud-Diensten gespeicherte Daten! 
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 Anrede! 

 

Zweiter Kernpunkt unserer Entschließung: die 

Bekämpfung des 

Wohnungseinbruchdiebstahls. Denn zuletzt 

haben die Einbrüche nach den bundesweiten 

Zahlen stark zugenommen, zugleich ist die 

Aufklärungsquote gesunken. 

 

 Dies können wir keinesfalls hinnehmen! Ein 

Einbruch in die eigenen vier Wände ist ein ganz 

besonders schwerwiegender Eingriff in den 

privatesten Lebensbereich der Opfer und 

erschüttert deren Sicherheitsgefühl massiv.  
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Hier muss das klare Signal lauten: Wir 

brauchen für Wohnungseinbruchdiebstähle eine 

Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr. 

 

 Und wir müssen die Aufklärung verbessern: 

Durch die Möglichkeit von 

Telekommunikationsüberwachung und 

Verkehrsdatenerhebung bei jedem 

Wohnungseinbruchdiebstahl! Es kann hier 

nicht darauf ankommen, ob ein allein 

agierender Serientäter oder Mitglieder einer 

Bande am Werke waren! 
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Schlusswort Anrede! 

 

Ich bitte Sie: Unterstützen Sie unseren 

Entschließungsantrag und lassen Sie uns 

gemeinsam den Schutz unserer Bevölkerung 

spürbar verbessern! Es ist längst überfällig, 

dass der Bundesgesetzgeber handelt! 

 

 


